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Messungen nach der 1.BImSchV
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1. Gegenfinanzierung durch bürokratische Entrümpelung

Energieberatung und die Umsetzung der EU- Gebäuderichtlinie kosten Geld. Dieses muss entweder durch eine weitere Belastung der Verbraucher oder aber durch eine sinnvolle Gegenfinanzierung aufgebracht werden. Nahe liegender Kandidat für eine derartige bürokratische Entrümpelung, also für eine Abschaffung aufwändiger, über​flüssiger oder sogar unsinniger Vorschriften , ist die seit 1974 bestehende Kleinfeuer​ungsanlagen - Verordnung . Nach dieser ersten Verordnung zum Bundes-Immi​sions​schutz​gesetz (1.BImSchV) untersucht das Schornsteinfegerhandwerk rund 15 Millionen Feuerungsanlagen mit einem jährlichen Messaufwand von insgesamt etwa 500 Millionen Euro auf ihre umweltrelevanten Emissionen . 

Der Vortrag zeigt, dass die 1.BImSchV zu teuer, unsinnig und inzwischen auch in ihrem Umweltanliegen zumindest bei Gasanlagen überflüssig ist. 

2. Einige Mängel der 1. BImSchV 

· viel zu teuer

 Nach Angaben des Schornsteinfeger-Handwerkes beträgt die Beanstandungsquote bei der Überprüfung von Gasanlagen nur noch 3,4% (in 2002). Selbst bei utopischen Annahmen zugunsten der Effizienz von Wartungen oder Umstellungen und sogar bei Vernachlässigung aller Kosten außer den Überwachungskosten lässt sich daraus nur eine hoffnungslose Unwirtschaftlichkeit ableiten. Bei der jährlichen Überwachung ergibt das Verhältnis von Messaufwand zu direktem kalkulatorischem Ertrag mindestens einen Faktor 10 . Es bedarf des starken rechtlichen Überbaues der Umweltgesetzgebung, dass sich bei einem so krassen Missverhältnis von Aufwand und Ertrag derartige Vorschriften überhaupt noch durchsetzen lassen.

· physikalischer Denkfehler

Die 1. BImSchV ist methodisch seit langem umstritten. Der offensichtliche physikalische Denkfehler in der Messmethode wurde anlässlich der letzten Novellierung 1996 durch eine  Korrektur nur formaljuristisch zugedeckt: man passte einfach den bis dahin korrekten Verordnungsstext an die fehlerhafte Messmethode an:  nunmehr ist auch offiziell Ziel der gesetzlichen Anforderung nur noch der Bruttoabgasverlust, d.h. der Wärmeinhalt des Abgases beim Verlassen der Feuerstätte (also des Kessels) . Dies ist allerdings nicht der  wirklich durch den Schornstein ungenutzt in die Atmosphäre abgegebene Netto- Abgasverlust, denn die vom Kamin an das Haus abgegebene Wärme (Kamin​wärme) ist überwiegend Nutzwärme. Nur eine Verringerung der Abgaswärme der gesamten Feuerungsanlage könnte daher als tatsächliche Energie​einsparung verbucht werden; eine Verschiebung von der Kaminwärme auf das Heizungswassers, wie es sich als Ergebnis vieler Sanierungen ergibt,  ist zwar nicht zu beanstanden, - aber eben noch keine Energieeinsparung. 

· wg. EnEV teilweise überflüssig

Dennoch ergaben sich beim Austausch alter Kessel häufig indirekt auch positive Auswirkungen. Hierfür sorgt aber nun die neue EnergieEinsparverordnung (EnEV 2002), die sogar grundsätzlich den Betrieb aller "alten" Heizkessel verbietet. Allerdings dürfte die bemerkenswerte Tatsache, dass jetzt Kessel, denen über 20 Jahre hinweg jährlich bescheinigt wurde, dass sie den Anforderungen an die Abgasverluste genügen, nun ohne eine nachgewiesene Verschlechterung summarisch wg. 'Energieverschwendung' ausge​tauscht werden müssen, schwer zu vermitteln sein .

· bei Gasanlagen vermutlich aus dem Gesetzesrahmen gefallen 

Besonders krass zeigen sich Mängel der 1.BImSchV bei ihrer Anwendung auf die sehr emissionsarm arbeitenden Gaskessel. Die Anforderungen an den Abgasverlust sind nämlich nach der 1. BImSchV nur eine Hilfsgröße zur Verringerung der schädlichen Emissionen an Luftverunreinigungen. (Die 1.BImSchV ist ja nicht eine Verordnung zur Energieeinsparung sondern - wie ja schon der Name aussagt- zum Immissionsschutz). Erdgaskessel stellen heute kaum noch - und bei fortschrittlichen Anlagen praktisch überhaupt nicht mehr - besonders bemerkenswerte Quellen für Luftverunreinigung dar. Auch stimmt bei Erdgaskesseln die Grundannahme der 1. BImSchV nicht mehr, dass geringere Abgasverluste die Schadstoffemissionen im gleichen Ausmaße verringern . Diese Annahme ist nämlich nur bei Schadstoffen berechtigt, die im Brennstoff bereits vorhanden sind (wie z.B. Schwefel beim Heizöl). Beim Erdgas hingegen entstehen die Umweltschadstoffe bei der Verbrennung und werden in ihrem Ausmaße entscheidend und teilweise auch sehr empfindlich von den Bedingungen des Verbrennungsvorganges bestimmt. So kann beispielsweise durch eine zu "stramme" Verringerung des Luftüberschusses zwar der BruttoAbgasverlust verringert werden, die Schadstoffemissionen an Stickoxiden können jedoch dadurch in die Höhe gehen. 

Es ist daher zu fragen, ob die 1. BImSchV überhaupt noch durch den Gesetzestext des übergeordneten Bundes-ImmissionsSchutz-Gesetzes (BImSchG) abgedeckt ist oder ob Regelungen zur Energie​einsparung nicht korrekterweise dem Energieeinspargesetz (EnEG) zuzuordnen sind. Unter den dann maßgebenden wirtschaftlichen Gesichtspunkten kann aber die 1.BImSchV nicht bestehen: bei der geringen Beanstandungsrate von drei bis vier Prozent sind selbst unter utopischen Annahmen von Einsparungen die jährlichen Überwachungen völlig unwirt​schaftlich. 

3. Schlußfolgerung: Ersatz durch EU-Gebäude Richtlinie


Es wird daher vorgeschlagen, die Messungen nach 1.BImSchV aufzugeben oder zumindest stark zurückzufahren. Sie sollten kostenneutral abgelöst werden z.B. durch Erhebungen zum "Energiepass" und sonstigen Maßnahmen im Rahmen der EU-Gebäude- Richtlinie. Ohne Erhöhung des bisherigen volkswirtschaftlichen Einsatzes könnten umfassende und ertragsoptimierte Aufwendungen in der Breite durchgeführt werden. Hierbei sollte man sich allerdings von dem obrigkeitsstaatlichen Gehabe der "jährlichen Überwachung" lösen und dafür stärker die Entdeckung von wirklichen Schwachstellen und die Beratungsfunktion in den Vordergrund stellen. 
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